
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 4 - Finanzen, Wohn- und Grundstücksmanagement 
 

Vorlage Nr. 467/12 
 
 

Betreff: 
 

1. Änderung zur Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose 
Gruben) 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Rat der Stadt Rheine 11.12.2012 Berichterstattung

durch: 
Herrn Kuhlmann 
Herrn Dr. Schulte-de 
Groot 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des IEHK 
 

Kein Projekt des IEHK 2020 betroffen 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 
 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 

 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge         Einzahlungen        
Aufwendungen         Auszahlungen        
 
 

Finanzierung gesichert 
, 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 Mittelumschichtung aus Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 

 
mittelstandsrelevante Vorschrift 
 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 467/12 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
Der Rat der Stadt Rheine weist den Verwaltungsrat der Technischen Betriebe AöR 
gem. § 114 a Abs. 7 Satz 4 GO NRW an, in seiner Sitzung am 18.12.2012 den § 
11 der „Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben)“ in der nachfolgenden Form zu beschlie-
ßen: 
 

§ 11 
Gebührensätze 

 
(1) Für das Entnehmen und Abfahren von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und dessen 
Behandlung im Zentralklärwerk beträgt die Gebühr 29,22 € je m³ abgefahrenen Klär-
schlamm. 
 
(2) Für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben und de-
ren schadlose Behandlung im Zentralklärwerk beträgt die Gebühr 15,99 € je m³ abgefah-
rene Menge. 
 
 
Begründung: 
  
Die Stadt Rheine hat der Technische Betriebe Rheine AöR das Recht übertragen, 
an ihrer Stelle Satzungen für die übertragenen Aufgabengebiete zu erlassen und 
durch Satzung einen Anschluss- und Benutzungszwang für den übertragenen 
Aufgabenkreis anzuordnen und zu vollstrecken. Die Stadt Rheine hat insoweit 
das ihr gemäß §§ 1, 2, 4, 6. 8 und 10 KAG NW zustehende Recht, Gebühren, 
Beiträge und Entgelte in Zusammenhang mit der wahrzunehmenden Aufgabe zu 
erheben, übertragen. 
 
Gemäß § 8 der Satzung der AöR unterliegen die Entscheidungen des Verwal-
tungsrates über den Erlass von Satzungen dem Weisungsrecht des Rates, § 114a 
(7) Satz 4 GO NRW. 
 
Die "Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Klein-
kläranlagen, abflusslosen Gruben)" ist am 17.12.2008 entsprechend der Weisung 
des Rates durch den Verwaltungsrat der Technische Betriebe Rheine AöR be-
schlossen worden. 
 
Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung am 20.11.2012 über die Änderung des 
§ 11 der „Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben)“ beraten und mit der Beschlussempfeh-
lung zur Änderung des § 11 an den Rat verwiesen. 
 
Die endgültige Beschlussfassung soll in einer Sitzung des Verwaltungsrates am 
18.12.2012 vollzogen werden. 
 
 
Anlagen: 
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Beschlussvorschlag TOP 4 (2) Verwaltungsrat TBR AöR vom 20.11.2012  
 


